
Bundesrepublik Deutschland Deutsche Demokratische Republik 255

§4

Strafe und Geldbuße

(1) Ist eine Zuwiderhandlung im Sinne der 
§§ 1, 2, 2 a eine vorsätzlich begangene Straftat, so 
wird sie mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren und 
Geldstrafe bis zu einhunderttausend Deutsche Mark 
oder mit einer dieser Strafen bestraft.

(2) Ist eine Zuwiderhandlung im Sinne der §§1,2 
eine fahrlässig begangene Straftat, so wird sie mit 
Geldstrafe bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark 
bestraft.

§8
Abführung des Mehrerlöses

(1) Hat der Täter durch eine Zuwiderhandlung 
im Sinne der §§ 1, 2, 2 a einen höheren als den zu­
lässigen Preis erzielt, so ist anzuordnen, daß er den 
Unterschiedsbetrag zwischen dem zulässigen und dem 
erzielten Preis (Mehrerlös) an das Land abführt, so­
weit er ihn nicht auf Grund einer rechtlichen Ver­
pflichtung zurückerstattet hat. Die Abführung kann 
auch angeordnet werden, wenn eine nach den §§ 1, 2, 
2 а mit Strafe oder Geldbuße bedrohte Handlung 
vorliegt, der Täter jedoch nicht schuldhaft gehandelt 
hat oder die Tat aus anderen Gründen nicht geahndet 
werden kann.

(2) Wäre die Abführung des Mehrerlöses eine un­
billige Härte, so kann die Anordnung auf einen an­
gemessenen Betrag beschränkt werden oder ganz un­
terbleiben. Sie kann auch unterbleiben, wenn der 
Mehrerlös gering ist.

§9
Rückerstattung des Mehrerlöses

(1) Statt der Abführung kann auf Antrag des 
Geschädigten die Rückerstattung des Mehrerlöses an 
ihn angeordnet werden, wenn sein Rückforderungs­
anspruch gegen den Täter begründet erscheint.

. . . (s. o. bei § 3 WiStrG)
mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe, Verurteilung auf 
Bewährung oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah­
ren bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer fahrlässig einen 
höheren als den gesetzlich zulässigen Preis veranlaßt 
und vereinnahmt und dadurch für sich oder andere 
ungerechtfertigt einen erheblichen Vermögensvorteil 
erlangt oder aufrechterhält.

(3) Der Mehrerlös ist einzuziehen . . .

. . . Werden berechtigte Rückforderungsansprüche 
geltend gemacht, ist die Erstattung an den Geschädig­
ten anzuordnen.

(4) Wer eine ihm obliegende Pflicht zur Führung 
des Nachweises über die Zulässigkeit und das Zu­
standekommen der von ihm berechneten Preise (Preis­
nachweispflicht) verletzt und dadurch vorsätzlich ver­
ursacht, daß die Einhaltung der gesetzlich zulässigen 
Preise nicht festgestellt werden kann, wird, wenn er 
bereits bestraft oder innerhalb des letzten Jahres dis­
ziplinarisch, mit einer Ordnungsstrafe, von einem 
gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege oder durch 
die Mitgliederversammlung einer sozialistischen Ge­
nossenschaft wegen Verletzung der Preisnachweis­
pflicht zur Verantwortung gezogen worden ist, mit 
öffentlichem Tadel, Geldstrafe oder mit Verurteilung 
auf Bewährung bestraft.


